
VERÖFFENTLICHUNGSEXEMPLAR 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

(Veröffentlichungsfrist vom 12.11.2024 bis zum 12.12.2024) 

im Internet veröffentlicht vom 12.11.2024 bis ................. 

öffentlich ausgelegen vom 12.11.2024 bis .................... 

Amt Bad Doberan-Land, den Stempel Unterschrift 

RETSCHOW 
Gemeinde des Amtes Bad Doberan-Land 

Landkreis Rostock / Land Mecklenburg-Vorpommern  

BEBAUUNGSPLAN NR.6 
Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage nordwestlich der Ortslage Stülow 

Unterlagen zur Veröffentlichung im Internet 

 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB werden zum o.g. Vorhaben bereits vorliegende, umweltbezogene 
Stellungnahmen zum Vorentwurf (Arbeitsstand November 2023) sowohl im Internet veröffentlicht 
als auch öffentlich ausgelegt. 

 
lfd. 
Nr. 

Behörde/ 
Träger öffentlicher Belange/Umweltverbände 

Stellungnahme 
vom 

1 Amt für Raumordnung und Landesplanung 31.01.2024 

2 Landkreis Rostock, Amt für Kreisentwicklung 29.01.2024 

3 Landkreis Rostock, Untere Bodenschutzbehörde 18.01.2024 

4 Landkreis Rostock, Untere Naturschutzbehörde 06.02.2024 

5 Landkreis Rostock, Untere Immissionsschutzbehörde 15.01.2024 

6 Landkreis Rostock, Untere Wasserbehörde 05.02.2024 

7 StALU MM 
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg 30.01.2024 

8 Forstamt Bad Doberan 15.01.2024 

9 WBV 
Wasser- und Bodenverband Hellbach-Conventer Niederung 30.01.2024 

10 Zweckverband Kühlung 08.01.2024 
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Amt für Raumordnung und Landesplanung 
Region Rostock 
 
 
Amt für Raumordnung und Landesplanung Region Rostock, Doberaner Straße 114, 18057 Rostock 

             

 
- per E-Mail - 
Gemeinde Retschow 
über Amt Bad Doberan-Land 
Frau Carolin Bartel 
- c.bartel@doberan-land.de - 
 
                                                                                                      

 
 
Bearbeiter: Herr Mandtke 
 
Tel.: 0385 / 588 89-450 
 
E-Mail: 
poststelle@afrlrr.mv- 
regierung.de 

 
 
Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom Unser Zeichen Durchwahl Datum 
 21.12.2023 220 / 2_071/23 -454 31.01.2024 

 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Sondergebiet Photovoltaik-Freiflä-
chenanlage“ der Gemeinde Retschow, Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
hier: Landesplanerische Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Frau Bartel, 
 
auf Grundlage folgender mir vorgelegter Unterlagen: 
 

 Satzung über den B-Plan Nr. 6 mit Planzeichnung im Maßstab 1:2.000 und 
Begründung (Vorentwurf, Stand November 2023) 

 
ergeht nachfolgende landesplanerische Stellungnahme: 
 
 
1. Planungsinhalt 

Die Gemeinde Retschow beabsichtigt die Schaffung bauplanungsrechtlicher Voraus-
setzungen für die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich der Orts-
lage Stülow. 
 
Das Plangebiet hat eine Größe von 5,9 ha. Der neu aufgestellte Flächennutzungs-
plan, welcher seit dem 18.11.2023 rechtswirksam ist, weist das Plangebiet als Son-
dergebiet Erneuerbare Energien aus. 
 
2. Erfordernisse der Raumordnung 

Im Rahmen der Beteiligung zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 6 wurden der 
Gemeinde mit Stellungnahme vom 18.09.2023 die für das Vorhaben maßgebenden 
Erfordernisse der Raumordnung mitgeteilt. 
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3. Ergebnis der Prüfung 

Das Vorhaben ist mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 
Michael Fengler 
Amtsleiter 

nachrichtlich per E-Mail: 
 
Landkreis Rostock 
Amt für Kreisentwicklung 
bauleitplanung@lkros.de 



Landkreis Rostock

Der Landrat

Amt für Kreisentwicklung

Sachgebiet Regional- und Bauleit-

planung

LANDKREIS ROSTOCK • Postfach 14 55 18264 Güstrow

Amt Bad Doberan-Land

Der Amtsvorsteher

Kammerhof 3

18209 Bad Doberan

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 6 Sondergebiet Pho-

tovoltaik-Freiflächenanlage in Stülow der Gemeinde

Retschow

hier: Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen der Beteili-

gung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 Bau-

gesetzbuch (BauGB)

Sehr geehrte Damen und Herren,

durch den Landkreis Rostock als Träger öffentlicher Belange wird folgende Stellung-

nahme zum oben genannten Planentwurf (Stand: November 2023) abgegeben:

Die Gemeinde Retschow beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.

6 die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflächen-

Photovoltaikanlage zu schaffen. Der in Rede stehende Bebauungsplan wird im Re-

gelverfahren aufgestellt. Die Gemeinde Retschow verfügt über einen wirksamen

Flächennutzungsplan. Der Bebauungsplan wird aus dem wirksamen Flächennut-

zungsplan entwickelt

1. Regionalplanung

Aus regionalplanerischer Sicht ist zum Vorentwurf folgendes anzumerken:

Die Gemeinde beabsichtigt die Schaffung von Baurecht für die Errichtung einer

Photovoltaik-Freiflächenanlage in der Gemarkung Stülow mit einer Fläche von 5,9

ha.

Die Gemeinde hat den Flächennutzungsplan neu aufgestellt; dieser ist am

18.11.2023 wirksam geworden. Im F -Plan ist die Fläche größtenteils als Sonderge-

biet Erneuerbare Energien dargestellt.

RÜCKFRAGEN I ANTWORTEN

Außenstelle Bad Doberan

Ihr Zeichen

Unser Zeichen

086-086n-BP00600-E231101

Annemarie Böttcher

Telefon: 03843 755-61131
Telefax: 03843 755-10800
Annemarie.Boettcher@lkros.de

Zimmer: Haus II - Zimmer U2.10

Datum 23.02.2024

BESUCHERADRESSEN

HAUPTSITZ

Am Wall 3-5
18273 Güstrow

STANDORT BAD DOBERAN

August-Bebel-Straße 3
18209 Bad Doberan

Telefon 03843 755-0
Telefax 03843 755-10810

BANKVERBINDUNG

Ostseesparkasse Rostock

IBAN 0E58 1305 0000 0605 1111 11
BIC NOLADE21ROS

ALLGEMEINE SPRECHZEITEN

Di 8:30-12:00 I 13:30-16:00 Uhr
Do 8:30-12:00 I 13:30-17:00 Uhr

und nach Vereinbarung

INFO@LKROS.DE

INFO@LKROS.DE-MAILDE

LAN OK REIS -ROSTOCK. DE
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Im östlichen Bereich erscheint der Geltungsbereich etwas größer als im F -Plan ausgewiesen. Der B -Plan wird somit aus

dem F -Plan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB entwickelt.

Die geplanten Flächen sind im RREP (2011) als Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft ausgewiesen. Gemäß Kap. 5.3

(Z9) LEP, 2016, dürfen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in einem Streifen von 110 m beiderseits von Autobah-

nen, Bundesstraßen und Schienenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden. Der

Geltungsbereich beschränkt sich auf diesen 110 m -Streifen entlang der Bahnlinie. Somit wird dieses Ziel der Raumord-

nung mit den ausgewiesenen Flächen erfüllt.

2. Einfacher Bebauungsplan, Regelung zur Erschließung

Aus planungsrechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem vorliegenden Entwurf zum Bebauungs-

plan um einen einfachen Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB handelt. Der in Rede stehende Entwurf enthält

keine Festsetzung über die örtlichen Verkehrsflächen. Hierzu gibt es folgende Anmerkungen:

„Die (...) vorausgesetzten Festsetzungen über die örtlichen Verkehrsflächen erfolgen idR auf der Grundlage des § 9

Abs. 1 Nr. 11 und müssen sich auf die Verkehrsflächen beziehen, die zur ordnungsgemäßen Erschließung des Grund-

stücks erforderlich sind. Die Zugänglichkeit des Grundstücks muss seinem Nutzungszweck entsprechend planerisch

vorgesehen sein. Auch insofern kann dem § 30 Abs. 1 der Grundsatz entnommen werden, dass die bauplanungsrecht-

liche Zulässigkeit von Vorhaben die planungsrechtliche Absicherung der örtlichen Erschließung voraussetzt. Diese kann

nicht einem nachfolgenden Verfahren überlassen bleiben. In diesem Sinne zB BVerwG Urt. v. 5.5.2015 — 4 CN 4.14,

NVwZ 2015, 1537 = BeckRS 2015, 48588; danach darf die ungeklärte Erschließung überplanter Flächen nicht einem

nachfolgenden Umlegungsverfahren nach §§ 45 If. überlassen werden. Nicht Voraussetzung ist die Festsetzung auch

der äußeren Erschließung, wenngleich der ordnungsgemäße Anschluss an die überörtlichen Erschließungsanlagen

unter dem Gesichtspunkt der gesicherten Erschließung bedeutsam sein kann (...). (...)

Die Festsetzung der örtlichen Verkehrsflächen muss insoweit vollständig sein, als in dieser Hinsicht der Bebauungsplan

die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorhaben erlaubt, dh er muss insbesondere im Hinblick auf die durch die örtlichen

Verkehrsflächen gesicherte Erschließung auch insoweit inhaltlich vollständig sein." (Quelle:

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Söfker, 151. EL August 2023, BauGB § 30 Rn. 19)

Nach dem vorliegenden Entwurf wird die Sondergebietsfläche über eine Grünfläche erschlossen. Dies ist aus pla-

nungsrechtlicher Sicht nicht möglich. Die Festsetzung über die örtlichen Verkehrsflächen erfolgt auf der Grundlage von

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB. Dies ist von der Gemeinde im weiteren Planverfahren zu berücksichtigen.

3. Erschließung

Laut der Begründung zum o. g. Bebauungsplan (Punkt 3.4, Seite 12) ist die Erschließung der Plangebietsflächen gesi-

chert. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass die Erschließung konkret vertraglich bzw. durch öffentlich-

rechtliche Sicherung zu regeln ist.

4. Verfahrensvermerke

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass alle Verfahrensvermerke zu siegeln und vom Bürgermeister zu unter-

schreiben sind. Die Verfahrensvermerke dienen dem Nachweis der rechtskonformen Durchführung des Planaufstel-

lungsverfahrens. Sie können unter Umständen bei der Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-

schriften von Bedeutung sein. Durch ihre Unterzeichnung und Siegelung erhalten sie den Charakter und die Beweis-

kraft öffentlicher Urkunden. Inhaltlich müssen sie daher eindeutig sein und dem vollständigen Verfahrensverlauf ent-

sprechen.

LANDKREIS-ROSIOCICDE



5. XPlanung

XPlanung ist ein nationaler Datenaustauschstandard für bestimmte raumbezogene Plandokumente (Bauleitplanung,

Raumordnung, Landschaftsplanung), der am 5. Oktober 2017 vom IT-Planungsrat verbindlich beschlossen wurde. Der

§ 15 des Gesetzes zur Förderung der elektronischen Verwaltungstätigkeit in Mecklenburg -Vorpommern (E-

Government Gesetz Mecklenburg -Vorpommern - EGovG M -V i. d. F. v.25.04.2016) regelt die verbindliche Übernahme-

verpflichtung der Standardisierungsbeschlüsse des IT- Planungsrats für M -V (s. a. Handreichung XPlanung, S. 9).

Diesbezüglich wird auf die Arbeitshilfe XPlanung des Landkreises Rostock verwiesen (https://wwwiandkreis-

rostock.de/de/xplanung.htnn1). Die vorliegende Arbeitshilfe XPlanung soll Städten und Gemeinden im Landkreis

Rostock die Erarbeitung eines eigenen kommunalen Pflichtenheftes zur Erstellung XPlanung-konformer Bauleitpläne

erleichtern. Diese Arbeitshilfe ist eine Ergänzung zu den Veröffentlichungen der XLeitstelle „Handreichung XPlanung"

und „Leitfaden XPlanung", welche zur Umsetzung des verbindlichen Standards XPlanung heranzuziehen sind.

6. Durch das Amt für Kreisentwicklung wurden die berührten Fachämter des Landkreises Rostock beteiligt.

• Brandschutzdienststelle (Amt 37)

• Bauamt (Amt 63)

o Untere Denkmalschutzbehörde

• Amt für Straßenbau und Verkehr (Amt 65)

o Sachgebiet Straßenbau

o Sachgebiet Straßenverkehr

vom 15.01.2024

vom 05.01.2024

vom 11.01.2024

vom 29.01.2024

• Umweltamt (Amt 66)

o Untere Naturschutzbehörde vom 06.02.2024

o Untere Wasserbehörde vom 05.02.2024

o Untere Immissionsschutzbehörde vom 15.01.2024

o Untere Bodenschutzbehörde vom 18.01.2024

Die eben genannten Fachstellungnahmen wurden mit Schreiben vom 29.01.2024, vom 05.02.2024 und vom

08.02.2024 übersendet. Die für die Satzung relevanten Inhalte der Fachstellungnahmen sind gleichfalls entsprechend

zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

(44 "
Christian Fink

Amtsleiter

LANDKREIS-ROSTOCK.DE
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Landkreis Rostock  Güstrow, 06.02.2024 
Umweltamt Unser Az: 66.0-51.10.40-176-414 
Untere Naturschutzbehörde 
 
 
Amt für Kreisentwicklung 
SG Regional- und Bauleitplanung 
 
 
 
 
Stellungnahme zur Reg-Nr.: 086-086n-BP00600-E231101 
Vorhaben: B-Plan Nr. 6 Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage in Stülow 
Vorhabensträger: Gemeinde Retschow 
 
 

Aus Sicht der Untere Naturschutzbehörde wird zum vorgenannten Vorentwurf wie folgt Stellung genommen: 

 

1. Artenschutz 
a. Im Rahmen der Bewertung der Auswirkungen auf die Avifauna ist die Ausgestaltung der 

Sondergebietsfläche zu berücksichtigen. Im AFB wird „bei entsprechender Gestaltung der PV-Anlage“ 
von einer Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit ausgegangen. 

Hinsichtlich der Flächenverfügbarkeit für die Feldlerche als Brutstätte ist darzustellen, wie der Umgang 
erfolgen wird. Ein Verweis auf Nachbarflächen ist insoweit zu negieren, als dass davon auszugehen 
ist, dass diese Fläche bereits als Brutreviere genutzt werden. Somit verbleibt lediglich eine 
Optimierung von Flächen als Brutrevier. 

b. Es ist darauf zu achten, dass die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung und der ununterbrochene 
Baubeginn derart gewährleistet ist, dass kein artenschutzrechtlich relevanter Zwischenzeitraum 
entsteht. 
 

2. Landschaftsschutzgebiet Kühlung 
Der Antrag auf Befreiung von den Verboten des Landschaftsschutzgebietes gemäß § 67 Abs.1 
BNatSchG i.V.m. §§ 7 Abs.2, 4 Abs.2 Nr.11 LSG-VO Kühlung ist im Parallelverfahren zu stellen und 
zu begründen. 
 

3. Boden 
Es ist auszuschließen, dass das Gelände und die Topografie durch Bodenarbeiten verändert wird. 
Hierzu wird auch auf den Schutzzweck des LSG Kühlung verwiesen. 
 

4. Rückbau 
Der rückstandlose Rückbau ist ggf. durch Sicherheitsleistungen zu gewährleisten. 
 

5. Eingriff 
Bei der Bewertung des Eingriffs sind auch die Erschließungsanlagen einzubeziehen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Duwe 
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Landesforstanstalt
Mecklenburg-Vorpommern

Der Vorstand

Forstamt Bad Doberan • Neue Reihe 46 • 18209 Bad Doberan

Amt Bad Doberan-Land 
Bauamt
Kammerhof 3 
18209 Bad Doberan 
z.H. Frau Bartel

Forstamt Bad Doberan
Bearbeitet von: Herrn Zimmermann

Telefon: 0 3 82 03/ 22 63-0
Fax: 0 3 99 4/ 235 - 422
E-Mail: baddoberan@lfoa-mv.de

Aktenzeichen: 7444.382-02/2024
(bitte bei Schriftverkehr angeben)

Bad Doberan, 15.01.2024

forstrechtliche Stellungnahme
hier. B-Plan Nr. 6 - Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage

- Ihr Schreiben vom 21.12.2023

Sehr geehrte Frau Bartel, 

soweit sich das o.g. Vorhaben B-Plan Nr. 6 - Sondergebiet Photovoltaik- 
Freiflächenanlage aus den vorliegenden Unterlagen darstellt, wurden zum Zeitpunkt der
Abgabe der Stellungnahme keine forstrechtlichen Belange festgestellt. Aus diesem 
Grund ergeht folgende

Entscheidung:

Entsprechend § 10 LWaldG1 wird für das geplante Vorhaben B-Plan Nr. 6- Sondergebiet 
Photovoltaik-Freiflächenanlage das Einvernehmen erteilt.

I. Begründung:
Gemäß §10 LWaldG haben Träger öffentlicher Vorhaben bei Planungen und 
Maßnahmen, die eine Inanspruchnahme von Waldflächen vorsehen oder die in ihren 
Auswirkungen Waldflächen betreffen können, die Funktion des Waldes nach 
§ 1 Abs. 2 LWaldG angemessen zu berücksichtigen und die Forstbehörde bereits bei der 
Vorbereitung der Planungen und Maßnahmen zu unterrichten und anzuhören sowie ihre 
Entscheidung im Einvernehmen mit den zuständigen Forstbehörden zu treffen.
Gemäß § 32 Abs. 3 LWaldG und § 35 Abs. 1 LWaldG liegt die Zuständigkeit für die 
Erteilung des Einvernehmens gemäß § 10 LWaldG beim Vorstand der 
Landesforstanstalt. Entsprechend des Geschäftsverteilungsplans der Landesforstanstalt 
liegt die Zuständigkeit für Verfahren nach §10 LWaldG beim örtlich zuständigen 
Forstamt.

1 Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 
Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 870), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Mai 
2021 (GVOBI. M-V S. 790, 794).

Vorstand: Manfred Baum
Landesforst Mecklenburg-Vorpommern
- Anstalt des öffentlichen Rechts
Fritz - Reuter - Platz 9
17139 Malchin

Telefon: 03994 235-0
Telefax: 03994 235-400
E-Mail: zentrale@lfoa-mv.de
Internet: www.wald-mv.de

Bank: Deutsche Bundesbank
BIC: MARKDEF1150
IBAN: DE87 1500 0000 0015 0015 30
Steuernummer: 079/133/80058
Amtsgericht Neubrandenburg HRA 2883

mailto:baddoberan@lfoa-mv.de
mailto:zentrale@lfoa-mv.de
http://www.wald-mv.de
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Wald und gesetzlicher Waldabstand:

Bei der Prüfung der vorliegenden Unterlagen wurde festgestellt, dass sich in dem 
Geltungsbereich aktuell kein Wald im Sinne des § 2 LWaldG M-V befindet und auch keine 
Änderung in die Nutzungsart der Fläche zu Wald geplant ist.

Die Baugrenze für die Errichtung baulicher Anlagen verläuft außerhalb des Bereichs des 
gesetzlichen Waldabstandes angrenzender Waldbestände. Aus diesem Grund bestehen 
zum aktuellen Zeitpunkt keine weiteren forstrechtlichen Einwände oder Belange.

Für Rückfragen steht Ihnen mein Mitarbeiter Herr Zimmermann unter der o.g. 
Telefonnummer zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Hartmut Pencz
Forstamtsleiter

Vorstand: Manfred Baum
Landesforst Mecklenburg-Vorpommern
- Anstalt des öffentlichen Rechts
Fritz - Reuter - Platz 9
17139 Malchin

Telefon: 03994 235-0
Telefax: 03994 235-400
E-Mail: zentrale@lfoa-mv.de
Internet: www.wald-mv.de

Bank: Deutsche Bundesbank
BIC: MARKDEF1150
IBAN: DE87 1500 0000 0015 0015 30
Steuernummer: 079/133/80058
Amtsgericht Neubrandenburg HRA 2883

mailto:zentrale@lfoa-mv.de
http://www.wald-mv.de
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